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Im Bundestag wird wieder einmal eine Neuregelung der Parteienfinanzierung diskutiert. 
Folgende Vorschriften stehen zur Debatte: 

§ 1 Wahlkampfkosten 
(1) Die notwendigen Kosten eines angemessenen Wahlkampfes werden den 

Parteien, die sich mit eigenen Wahlvorschlägen an der Bundestagswahl 
beteiligt haben, erstattet. Die Wahlkampfkosten umfassen einen 
Pauschalbetrag von 1,00 € je Wahlberechtigten dieser Bundestagswahl.  

(2) Der Anteil an der Wahlkampfkostenpauschale bemisst sich nach dem 
Verhältnis der von der jeweiligen Partei im Wahlgebiet erreichten Zweitstimmen. 
Die Summe der einer Partei erstatteten Wahlkampfkosten darf über ihre 
Eigeneinnahmen ... [es folgt ein nicht zu beanstandender 
Berechnungsschlüssel] nicht hinausgehen.  

§ 2 Finanzierung 
Zur Finanzierung ihrer allgemeinen politischen Tätigkeit erhalten die im 
Bundestag vertretenen Parteien einen jährlichen Zuschuss von 1.000.000 €.  

§ 3 Spenden 
Spenden an eine Partei, deren Gesamtwert in einem Kalenderjahr 30.000 € 
übersteigen, sind unter Angabe des Namens und der Anschrift des Spenders 
sowie der Gesamthöhe der Spende im Rechenschaftsbericht zu verzeichnen.  

Sind diese Regelungen mit der Verfassung vereinbar? 
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